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Der Hausbesitzer als Arbeitgeber 
 
 
Im Zusammenhang mit Arbeitsverhältnissen bestehen häufig Unsicherheiten über die Rechte 
und Pflichten, die sich aus diesen Beschäftigungsverhältnissen ergeben. Bei der Beschäftigung 
von Mitarbeitern (angestellter Verwalter, Hausmeister etc.) gilt es sowohl aus sozialversiche-
rungsrechtlicher als auch aus arbeitsrechtlicher Sicht einiges zu beachten. 
 

Sozialversicherungsrechtliche Besonderheiten 
 
Grundsätzlich ist jeder Arbeitnehmer ordnungsgemäß anzumelden. Dies gilt auch für so genann-
te Aushilfen, die nur als geringfügig Beschäftigte tätig sind. Vollzeitbeschäftigte sind grundsätz-
lich über eine Lohnsteuerkarte abzurechnen; der Arbeitgeber hat 50 % der gesetzlichen Sozial-
versicherungsbeiträge (derzeit circa 21,3 % des Bruttogehalts) zu übernehmen. 
 
Bei einer monatlichen Vergütung von bis zu 400 Euro besteht die Möglichkeit, dass der Arbeit-
geber Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung sowie eine Pauschale von insgesamt 25 
% der Vergütung übernimmt. Bei der Beschäftigung im Privathaushalt beträgt diese Pauschale 
12 %. Ist der Arbeitnehmer privat krankenversichert reduzieren sich die Abgaben auf 14 % bzw. 
7 %. Der Arbeitnehmer trägt daneben keine Abgaben. Neben einer versicherungspflichtigen 
Hauptbeschäftigung kann nur 1 solcher „Minijob“ ausgeübt werden  
 
Übt der Mitarbeiter mehrere Teilzeitbeschäftigungen aus (ohne Vollzeitbeschäftigung) gilt diese 
Vereinfachung nur bei einem monatlichen Gesamtverdienst von maximal 400 Euro. 
 

Arbeitsrechtliche Besonderheiten 
 
Gleichbehandlung 
 
Zu beachten ist, dass Teilzeitbeschäftigte rechtlich wie Vollzeitarbeitnehmer zu behandeln sind 
und nicht benachteiligt werden dürfen. Diese haben Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Krank-
heit und Anspruch auf Erholungsurlaub. Weiterhin genießen Teilzeitbeschäftigte den gleichen 
Kündigungsschutz wie alle anderen Mitarbeiter. 
 
Kündigung 
 
Bei einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist – sofern keine längeren Fristen vereinbart wur-
den – grundsätzlich die gesetzliche Kündigungsfrist einzuhalten. Diese verlängert sich bei Kün-
digungen durch den Arbeitgeber je nach Betriebszugehörigkeit bis zu sieben Monate zum Mo-
natsende. In Betrieben mit nicht mehr als 20 Arbeitnehmern kann einzelvertraglich eine Kündi-
gungsfrist von vier Wochen vereinbart werden. 
 
Hinweis: Kündigungen müssen grundsätzlich schriftlich erfolgen. 
 
Mitarbeiter die bereits vor dem 1.1.2004 beschäftigt waren und länger als 6 Monate im Betrieb 
beschäftig sind genießen Kündigungsschutz, sofern zu diesem Zeitpunkt mehr als fünf Mitarbei-
ter beim Arbeitgeber beschäftigt waren. Für Arbeitnehmer, die erst ab 1.1.2004 eingestellt wur-
den, besteht Kündigungsschutz erst ab mehr als zehn Mitarbeitern im Betrieb. Auszubildende 
werden hierbei nicht mit gerechnet. Der Kündigungsschutz führt dazu, dass eine ordentliche 
Kündigung nur wirksam ist, wenn der Arbeitgeber sich auf einen Kündigungsgrund (z. B. lange 
Krankheit, Fehlverhalten oder dringende betriebliche Gründe) berufen kann. 
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Durch Abschluss eines befristeten Arbeitsverhältnisses wird das Beschäftigungsverhältnis zum 
vereinbarten Beendigungszeitpunkt automatisch aufgelöst, so dass eine Kündigung nicht erfor-
derlich ist. Das Kündigungsschutzgesetz sowie der besondere Kündigungsschutz von Schwer-
behinderten oder werdenden Müttern greift daher nicht. Ein befristeter Arbeitsvertrag setzt eine 
schriftliche Vereinbarung voraus. Weiterhin darf vor der Befristung noch kein Arbeitsverhältnis 
mit dem Arbeitgeber bestanden haben. Die Befristung kann insgesamt 3-mal verlängert werden, 
wobei die gesamte Befristung maximal 2 Jahre betragen darf. 
 
Bei stillschweigender Fortführung des befristeten Arbeitsverhältnisses über den Befristungszeit-
raum hinaus endet die Befristung automatisch! 
 

Zusammenfassung 
 
Auch im Bereich Immobilienverwaltung ist auf die Einhaltung der sozialversicherungs- und ar-
beitrechtlichen Vorschriften zu achten. Ab einer Betriebsgröße von mehr als 10 Mitarbeitern und 
einer Beschäftigungsdauer von 6 Monaten tritt automatisch der gesetzliche Kündigungsschutz 
ein. Eine Kündigung ist dann nur bei Vorliegen wichtiger Gründe möglich. 
 


